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Entwurf eines Gesetzes 

über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
und bergrechtlichen Gewerkschaften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Umwandlung durch Übertragung 
des Vermögens auf eine Personen- 
gesellschaft oder einen Gesellschafter 

§ 1 

Eine Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung) oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft mit eigener oder 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit kann nach 
den Vorschriften dieses Abschnitts in eine 
offene Handelsgesellschaft, in eine Komman- 
ditgesellschaft, in eine Gesellschaft des bür- 
gerlichen Rechts oder in der Weise umge- 
wandelt werden, daß ihr Vermögen unter 
Ausschluß der Abwicklung auf einen Gesell- 
schafter (Gewerken) übertragen wird. 

§ 2 

(1) Ist eine Kapitalgesellschaft oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft durch Zeit- 
ablauf oder durch Beschluß der Hauptver- 
sammlung (Gesellschafter-, Gewerkenver- 
sammlung) aufgelöst worden, so kann die 
Umwandlung beschlossen werden, solange 
noch nicht mit der Verteilung des nach der 
Berichtigung der Schulden verbleibenden Ver- 
mögens an die Aktionäre (Gesellschafter, Ge- 
werken) begonnen ist. 

(2) Das gleiche gilt, wenn eine Kapital- 
gesellschaft oder eine bergrechtliche Gewerk- 


schaft durch die Eröffnung des Konkurses 
aufgelöst, der Konkurs aber nach Abschluß 
eines Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf 
Antrag des Gemeinschuldners eingestellt wor- 
den ist. 

(3) Befindet sich eine Kapitalgesellschaft 
oder eine bergrechtliche Gewerkschaft aus 
anderen Gründen in Abwicklung, so kann die 
Umwandlung nur beschlossen werden, wenn 
auch die Fortsetzung beschlossen werden 
könnte. 

Artikel 1 

Umwandlung von Aktiengesellschaften 

1. Umwandlung durch Übertragung des 
V ermögens auf eine bestehende offene 
Handelsgesellschaft 

a) Umwandlung durch Übertragung auf 
eine offene Handelsgesellschaft als alleinige 
Gesellschafterin 

§ 3 

Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Übertragung des Ver- 
mögens auf eine bestehende offene Handels- 
gesellschaft beschließen, wenn sich alle Aktien 
in der Hand der offenen Handelsgesellschaft 
befinden; eines besonderen Veräußerungsver- 
trages bedarf es nicht. 

S 4 

(1) Der Vorstand der Aktiengesellschaft 
hat den Umwandlungsbeschluß zur Eintra- 
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gung in das Handelsregister anzumelden. Der 
Anmeldung sind eine Ausfertigung der Nie- 
derschrift und die der Umwandlung zugrunde 
gelegte Bilanz beizufügen. 

(2) Das Registergericht soll den Umwand- 
lungsbeschluß nur eintragen, wenn die der 
Umwandlung zugrunde gelegte Bilanz für 
einen höchstens sechs Monate vor der An- 
meldung liegenden Zeitpunkt aufgestellt wor- 
den ist. 

§ 5 

Mit der Eintragung geht das Vermögen der 
Aktiengesellschaft einschließlich der Schulden 
auf die offene Handelsgesellschaft über. Die 
Aktiengesellschaft ist damit aufgelöst. Einer 
besonderen Eintragung der Auflösung be- 
darf es nicht. 

§6 

(1) Mit der Auflösung der Aktiengesell- 
schaft erlischt die Firma. 

(2) Führt die offene Handelsgesellschaft 
das von der Aktiengesellschaft betriebene 
Handelsgeschäft weiter, so kann sie ihrer 
Firma einen das Nachfolgeverhältnis andeu- 
lenden Zusatz beifügen. 

(3) Die offene Handelsgesellschaft kann, 
sofern sie das von der Aktiengesellschaft be- 
triebene Handelsgeschäft weiterführt, für das 
Geschäft die bisherige Firma mit oder ohne 
Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis an- 
deutenden Zusatzes nur fortführen, wenn die 
Aktiengesellschaft den Namen einer natür- 
lichen Person in ihrer Firma führt; einer 
Einwilligung der Aktiengesellschaft bedarf es 
nicht. Auf Antrag kann das Registergericht 
genehmigen, daß die offene Handelsgesell- 
schaft bei der Bildung ihrer neuen Firma den 
von der Aktiengesellschaft in ihrer Firma 
geführten Namen der natürlichen Person ver- 
wendet und insoweit von den Vorschriften 
der §§ 18 und 19 des Handelsgesetzbuchs 
abweicht. 

§ 7 

(1) Den Gläubigern der Aktiengesellschaft, 
die sich binnen sedis Monaten nach der Be- 
kanntmachung der Eintragung des Umwand- 
lungsbeschlusses in das Handelsregister zu 
diesem Zwecke melden, ist Sicherheit zu 
leisten, soweit sie nicht Befriedigung verlan- 


gen können. Die Gläubiger sind in der Be- 
kanntmachung der Eintragung auf dieses 
Recht hinzuweisen. 

(2) Das Recht, Sicherheitsleistung zu ver- 
langen, steht solchen Gläubigern nicht zu, die 
im Fall des Konkurses ein Recht auf vor- 
zugsweise Befriedigung aus einer nach ge- 
setzlicher Vorschrift zu ihrem Schutz errich- 
teten und staatlich überwachten Deckungs- 
masse haben. 


§ 8 

(1) Die geschäftsführenden Gesellschafter 
der offenen Handelsgesellschaft haben das 
Vermögen der Aktiengesellschaft getrennt zu 
verwalten. 

(2) Die beiden Vermögen dürfen erst ver- 
einigt werden, wenn sechs Monate nach der 
Bekanntmachung der Eintragung des Um- 
wandlungsbeschlusses verstrichen sind, und 
nur unter Beachtung der nach § 7 für die 
Befriedigung und Sicherstellung der Gläu- 
biger geltenden Vorschriften. 

(3) Der bisherige Gerichtsstand der Ak- 
tiengesellschaft bleibt bis dahin bestehen. 

(4) Bis zu demselben Zeitpunkt gilt im 
Verhältnis der Gläubiger der Aktiengesell- 
schaft zu der offenen Handelsgesellschaft und 
deren übrigen Gläubigern sowie zu den Pri- 
vatgläubigern der Gesellschafter das über- 
nommene Vermögen noch als Vermögen der 
Aktiengesellschaft. Zahlungen aus dem über- 
nommenen Vermögen an die Gesellschafter 
oder Entnahmen, die zu Lasten des Kapital- 
anteils oder des Reingewinnes erfolgen oder 
eine Verteilung des Gesellschaftsvermögens 
enthalten, sind bis zu diesem Zeitpunkt un- 
zulässig. Hat jedoch ein persönlich haftender 
Gesellschafter der übernehmenden Gesell- 
schaft während des letzten Jahres vor der 
Umwandlung als Mitglied des Vorstands oder 
des Aufsichtsrats oder als Angestellter der 
Aktiengesellschaft ein laufendes Entgelt be- 
zogen, so kann der dem gewährten Entgelt 
gleichkommende Betrag entnommen werden, 
soweit er im Kalendermonat tausend Deut- 
sche Mark nicht übersteigt; im Umwand- 
lungsbeschluß ist anzugeben, in welcher Höhe 
von dem Entnahmerecht bis zu dem Zeit- 
punkt Gebrauch gemacht werden soll, in dem 
das übernommene Vermögen mit dem Ver- 
mögen der übernehmenden Gesellschaft ver- 
einigt werden darf. 
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b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 

§ 9 

(1) Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Übertragung des Ver- 
mögens auf eine bestehende offene Handels- 
gesellschaft beschließen, wenn sich mehr als 
drei Viertel des Grundkapitals in der Hand 
der offenen Handelsgesellschaft befinden; der 
Beschluß kann mit den Stimmen der offenen 
Handelsgesellschaft ohne Rücksicht darauf 
gefaßt werden, ob andere Gesellschafter der 
Umwandlung widersprechen oder zustimmen. 
Die Satzung kann bestimmen, daß sich ein 
größerer Teil des Grundkapitals in der Hand 
der offenen Handelsgesellschaft befinden muß. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 finden 
entsprechende Anwendung, soweit sich nicht 
aus §§10 bis 14 etwas anderes ergibt. 

§ 10 

Befinden sich eigene Aktien in der Hand 
der Aktiengesellschaft, so werden sie bei der 
Feststellung der Voraussetzungen der Um- 
wandlung den Aktionären nach dem Ver- 
hältnis ihrer Beteiligung zugerechnet. 

§ 11 

Der Beschluß kann nur gefaßt werden, 
wenn spätestens zwei Wochen vor dem Tage 
der Hauptversammlung 

1. der Gegenstand ordnungsmäßig angekün- 
digt worden ist und 

2. allen Aktionären schriftlich mitgeteilt oder 
im Bundesanzeiger und den sonst etwa be- 
stimmten Gesellschaftsblättern bekannt- 
gemacht worden ist: 

a) die Bilanz, die der Umwandlung zu- 
grunde gelegt werden soll, 

b) ein Abfindungsangebot oder die Erklä- 
rung, daß der Antrag auf Feststellung 
der Abfindung im Verfahren vor der 
Spruchstelle gestellt werden soll. 

§ 12 

(1) Die ausscheidenden Aktionäre haben 
Anspruch auf angemessene Abfindung. 

(2) Der Anspruch verjährt in fünf Jahren 
seit der Bekanntmachung der Eintragung des 
Umwandlungsbeschlusses. 


§ 13 

Die den ausscheidenden Aktionären nach 
§ 12 zu gewährende Abfindung kann nach 
Maßgabe der §§ 30 bis 38 in einem Spruch- 
verfahren festgestellt werden. 

§ 14 

§ 6 Abs. 3 Satz 1 ist mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß die offene Handelsgesellschaft, 
sofern die Aktiengesellschaft den Namen 
eines ausscheidenden Aktionärs in ihrer 
Firma führt, die Firma der Aktiengesellschaft 
nur fortführen darf, wenn der ausscheidende 
Aktionär oder dessen Erben in die Fortfüh- 
rung der Firma ausdrücklich willigen. 

2. Umwandlung durch Übertragung des 
Vermögens auf einen Gesellschafter 

§ 15 

(1) Wird das Vermögen einer Aktien- 
gesellschaft auf einen Gesellschafter über- 
tragen, so finden, wenn sich alle Aktien der 
Gesellschaft in der Hand des Gesellschafters 
(Alleingesellschafter) befinden, §§ 3 bis 8, 
wenn sich mehr als drei Viertel des Grund- 
kapitals in der Hand des Gesellschafters 
(Hauptgesellschafter) befinden, §§ 9 bis 14 
mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
daß an die Stelle der offenen Handelsgesell- 
schaft und der geschäftsführenden Gesell- 
schafter der übernehmende Gesellschafter 
tritt. 

(2) Der Allein- oder Hauptgesellschafter 
ist nach den Vorschriften des Handelsgesetz- 
buchs in das Handelsregister einzutragen. 

3. Umwandlung unter gleichzeitiger 
Errichtung einer offenen 
Handelsgesellschaft 

a) Umwandlung unter Beteiligung aller 
bisherigen Aktionäre 

§ 16 

Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Errichtung einer offenen 
Handelsgesellschaft, an der alle Aktionäre als 
Gesellschafter beteiligt sind, und zugleich die 
Übertragung des Vermögens der Aktien- 
gesellschaft auf die offene Handelsgesellschaft 
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beschließen. Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 
finden Anwendung; außerdem gelten die be- 
sonderen Vorschriften der §§ 17 und 18. 

§ 17 

(1) Dem Umwandlungsbeschluß müssen 
alle anwesenden Aktionäre zustimmen. Er 
bedarf zu seiner Wirksamkeit auch der Zu- 
stimmung der nicht erschienenen Aktionäre, 
die gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden muß. 

(2) In dem Beschluß sind die Firma und 
der Ort, wo die offene Handelsgesellschaft 
ihren Sitz hat, festzusetzen und die weiteren 
zur Durchführung der Umwandlung und der 
Errichtung der Gesellschaft erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 

(3) Die Firma muß den Vorschriften für 
die Firma einer offenen Handelsgesellschaft 
entsprechen. Die Vorschriften des § 6 Abs. 2 
und 3 bleiben unberührt. 

§ 18 

(1) Der Anmeldung des Umwandlungs- 
beschlusses ist ferner eine Ausfertigung der 
Zustimmungserklärung der nicht erschienenen 
Aktionäre sowie eine von den Anmeldenden 
unterschriebene Liste beizufügen, aus der die 
Gesellschafter der offenen Handelsgesell- 
schaft mit Namen, Vornamen, Stand und 
Wohnort ersichtlich sind. 

(2) Die offene Handelsgesellschaft entsteht 
mit der Eintragung des Umwandlungs- 
beschlusses; sie ist von Amts wegen in das 
Handelsregister einzutragen. 

(3) Die Gesellschafter, welche die offene 
Handelsgesellschaft vertreten sollen, haben 
die Firma nebst ihrer Unterschrift zur Auf- 
bewahrung bei dem Gericht zu zeichnen. 


b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 
§ 19 

(1) Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Errichtung einer offenen 
Handelsgesellschaft, an der nur zustimmende 
Aktionäre als Gesellschafter beteiligt sind, 
und zugleich die Übertragung des Vermö- 
gens der Aktiengesellschaft auf die offene 
Handelsgesellschaft beschließen. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, 
die mindestens drei Viertel des bei der Be- 


schlußfassung vertretenen Grundkapitals um- 
faßt. Umfaßt die Mehrheit nicht zugleich 
neun Zehntel des gesamten Grundkapitals, so 
bedarf der Beschluß zu seiner Wirksamkeit 
der Zustimmung nicht erschienener Aktionäre 
bis zur Erreichung dieser Mehrheit; die Zu- 
stimmung muß gerichtlich oder notariell be- 
urkundet werden. 

(3) Im übrigen finden die Vorschriften der 
§§ 3 bis 8 mit den aus §§10 bis 14, 17, 18 
sich ergebenden Maßnahmen entsprechende 
Anwendung. 

4. Umwandlung in eine 
Kommanditgesellschaft 

§ 20 

Auf die Umwandlung einer Aktiengesell- 
schaft in eine Kommanditgesellschaft finden 
die Vorschriften der §§ 3 bis 14, 16 bis 19 
entsprechende Anwendung. Beschließt die 
Hauptversammlung die Errichtung einer 
Kommanditgesellschaft, so muß der Um- 
wandlungsbeschluß außer den im § 17 vor- 
gesehenen Angaben die Bezeichnung der 
Kommanditisten und den Betrag der Einlage 
eines jeden von ihnen enthalten. 


5. Umwandlung unter gleichzeitiger 
Errichtung einer Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts 

a) Umwandlung unter Beteiligung aller 
bisherigen Aktionäre 

§ 21 

(1) Genügt der Gegenstand des Unterneh- 
mens einer Aktiengesellschaft nicht den ge- 
setzlichen Vorschriften für die Errichtung 
einer offenen Handelsgesellschaft (§§ 105 
und 4 des Handelsgesetzbuchs), so kann die 
Hauptversammlung der Aktiengesellschaft die 
Errichtung einer Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts und zugleich die Übertragung des 
Vermögens der Aktiengesellschaft auf die 
Gesellschafter (Gesellschaftsvermögen; § 718 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) beschließen. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3 bis 8, 17, 18 
finden entsprechende Anwendung. 
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b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 

§ 22 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 21 
Abs. 1 kann die Hauptversammlung der Ak- 
tiengesellschaft auch die Errichtung einer Ge- 
sellschaft des bürgerlichen Rechts, an der nur 
zustimmende Aktionäre als Gesellschafter 
beteiligt sind, und zugleich die Übertragung 
des Vermögens der Aktiengesellschaft auf die 
zustimmenden Aktionäre (Gesellschaftsver- 
mögen; § 718 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
beschließen. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 finden 
mit den aus §§ 10 bis 14, 17 bis 19 sich er- 
gebenden Maßgaben entsprechende Anwen- 
dung. 

Artikel 2 

Umwandlung von Kommanditgesellschaften 

auf Aktien 

§ 23 

Auf die Umwandlung einer Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien finden die Vorschriften 
des Artikels 1 entsprechende Anwendung. 
Der Beschluß der Hauptversammlung bedarf 
auch der Zustimmung der persönlich haften- 
den Gesellschafter, die gerichtlich oder nota- 
riell beurkundet werden muß. 

Artikel 3 

Umwandlung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 

§ 24 

Auf die Umwandlung einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung finden die Vor- 
schriften des Artikels 1 mit Ausnahme des 
§ 13 entsprechende Anwendung. Die Um- 
wandlung kann nur in einer Gesellschafter- 
versammlung beschlossen werden. Der Be- 
schluß sowie eine nach Artikel 1 erforderliche 
Zustimmung nicht erschienener Gesellschafter 
muß gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden. 

Artikel 4 

Umwandlung von bergrechtlichen 
Gewerkschaften 

S 25 

(1) Auf die Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft mit eigener oder ohne 


eigene Rechtspersönlichkeit finden die Vor- 
schriften des Artikels 1 sinngemäß Anwen- 
dung, soweit sich aus den Vorschriften der 
§§ 26 bis 29 nichts anderes ergibt. 

(2) Die Umwandlung kann nur in einer 
Gewerkenversammlung beschlossen werden. 
Der Beschluß sowie eine nach Artikel 1 erfor- 
derliche Zustimmung nicht erschienener Ge- 
werken muß gerichtlich oder notariell be- 
urkundet werden. Der Beschluß bedarf zu 
seiner Rechtswirksamkeit der Bestätigung 
durch die nach dem Bergrecht für die Bestäti- 
gung der Satzung zuständige Bergbehörde. 

S 26 

Ist die bergrechtliche Gewerkschaft in das 
Handelsregister eingetragen, so tritt die Wir- 
kung der Umwandlung mit der Eintragung 
des Umwandlungsbeschlusses in das Handels- 
register ein. 

§ 27 

Ist die bergrechtliche Gewerkschaft nicht in 
das Handelsregister eingetragen, so gelten die 
besonderen Vorschriften der §§ 28 und 29. 

§ 28 

(1) Die Bergbehörde soll den Beschluß der 
Gewerkenversammlung nur nach Anhörung 
der Industrie- und Handelskammer und im 
Benehmen mit dem für den Sitz der berg- 
rechtlichen Gewerkschaft zuständigen Re- 
gistergericht bestätigen. 

(2) Die Bergbehörde hat die Bestätigung 
des Beschlusses im Bundesanzeiger und in 
mindestens einem anderen Blatt auf Kosten 
der bergrechtlichen Gewerkschaft bekannt- 
zumachen. Die Bekanntmachung hat minde- 
stens den Namen und Sitz der bergrecht- 
lichen Gewerkschaft, die Art der Umwandlung 
(offene Handelsgesellschaft, Alleingesellschaf- 
ter usw.) und den Namen, Vornamen, Stand 
und Wohnort der an der übernehmenden 
Personengesellschaft beteiligten Gewerken 
oder des übernehmenden Allein- oder Haupt- 
gewerken zu enthalten. In der Bekannt- 
machung sind die Gläubiger auf ihr Recht, 
Sicherheitsleistung zu verlangen (§ 7), hin- 
zuweisen. 

§ 29 

(1) Die Wirkung der Umwandlung tritt 
mit der Bekanntmachung der Bestätigung des 
Umwandlungsbeschlusses im Bundesanzeiger 
ein. 
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(2) Wird die bergrechtliche Gewerks ch aft 
unter gleichzeitiger Errichtung einer Per- 
sonengesellschaft umgewandelt, so entsteht 
die Personengesellschaft mit dieser Bekannt- 
machung. 

(3) Die Personengesellschaft, der Allein- 
oder Hauptgewerke sind nach den Vorschrif- 
ten des Handelsgesetzbuchs in das Handels- 
register einzutragen. 


Artikel 5 
Spruchverfahren 

§ 30 

(1) Spruchstelle des ersten Rechtszuges ist 
das Landgericht, In dessen Bezirk die Gesell- 
schaft (bergrechtliche Gewerkschaft) ihren 
Sitz hatte. Ist bei diesem Landgericht eine 
Kammer für Handelssachen gebildet, so ent- 
scheidet sie an Stelle der Zivilkammer. 

(2) Spruchstelle des zweiten Rechtszuges ist 
das Oberlandesgericht. 

§ 31 

Auf das Verfahren der Spruchstelle findet 
das Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung, 
soweit in §§ 32 bis 38 nichts anderes be- 
stimmt ist. 

§ 32 

(1) Der Antrag auf Feststellung der Ab- 
findung kann erst nach der Umwandlung und 
nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
diesem Zeitpunkt gestellt werden. 

(2) Zur Antragstellung berechtigt ist nur 
die Personengesellschaft oder der Haupt- 
gesellschafter (Hauptgewerke), auf die das 
Vermögen übertragen worden ist. Waren die 
Aktien der umgewandelten Aktiengesell- 
schaft im Geltungsbereich dieses Gesetzes an 
einer deutschen Börse zum Handel zugelas- 
sen, so kann der Antrag auch von ausschei- 
denden Aktionären, deren Anteile zusammen 
den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 
erreichen, gestellt werden; dies gilt sinngemäß, 
wenn eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
oder eine bergrechtliche Gewerkschaft mit 
eigener oder ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
umgewandelt worden ist. 


§ 33 

(1) Die Spruchstelle hat den ausscheidenden 
Aktionären (Gewerken) zur Wahrung ihrer 
Rechte einen gemeinsamen Vertreter zu be- 
stellen, der die Stellung eines gesetzlichen 
Vertreters hat. Die Bestellung kann unter- 
bleiben, wenn die Wahrung der Rechte der 
ausscheidenden Aktionäre auf andere Weise 
sichergestellt ist. 

(2) Der Vertreter kann von der über- 
nehmenden Personengesellschaft (Hauptge- 
sellschafter, Hauptgewerke) eine Vergütung 
für seine Tätigkeit und Ersatz der notwen- 
digen Auslagen in angemessenen Grenzen 
verlangen. Vergütung und Auslagen setzt die 
Spruchstelle fest. Sie kann der übernehmen- 
den Personengesellschaft auf Verlangen des 
Vertreters die Zahlung von Vorschüssen auf- 
geben. Aus der rechtskräftigen Festsetzung 
findet die Zwangsvollstreckung nach der Zi- 
vilprozeßordnung statt. 

§ 34 

Die Spruchstelle hat den Antrag und die 
Bestellung des gemeinsamen Vertreters ein- 
mal im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 
Sie kann sie auch in anderen öffentlichen 
Blättern bekanntmachen und die ausschei- 
denden Aktionäre noch in anderer Weise be- 
nachrichtigen. 

§ 35 

(1) Die Entscheidung der Spruchstelle 
wirkt, wenn sie nichts anderes bestimmt, für 
und gegen alle ausscheidenden Aktionäre. 
Rechtskräftige Urteile sowie Vergleiche und 
andere Vereinbarungen bleiben unberührt. 

(2) Die Entscheidung bindet die Gerichte 
und die Verwaltungsbehörden. 

§ 36 

Die Entscheidung ist mit Gründen zu ver- 
sehen und der übernehmenden Personen- 
gesellschaft sowie dem gemeinsamen Vertreter 
zuzustellen. 

§ 37 

(1) Gegen die Entscheidung und die Ver- 
fügungen der Spruchstelle des ersten Rechts- 
zuges findet die sofortige Beschwerde statt. 
Die Frist für die Beschwerde gegen die Be- 
stellung und die Auswahl des gemeinsamen 
Vertreters beginnt für alle Beteiligten mit 
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Ablauf einer Woche nach der Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger. § 18 Abs. 2 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ist auf diese Ver- 
fügung nicht anzuwenden. 

(2) Die weitere Beschwerde ist ausge- 
schlossen. 

(3) Die Entscheidung und die Verfügungen 
der Spruchstelle werden erst mit ihrer Rechts- 
kraft wirksam. 

§ 38 

(1) Wird gegen die übernehmende Per- 
sonengesellschaft auf Zahlung der Abfindung 
für die ausscheidenden Aktionäre Klage er- 
hoben, so kann der Beklagte die Aussetzung 
des Rechtsstreits verlangen, wenn die Spruch- 
stelle angerufen worden ist. § 155 der Zivil- 
prozeßordnung findet Anwendung. 

(2) Das Gericht kann die Kosten des 
Rechtsstreits, wenn er sich durch die Ent- 
scheidung der Spruchstelle oder durch einen 
vor der Spruchstelle geschlossenen Vergleich 
ganz oder teilweise erledigt, nach billigem 
Ermessen verteilen. 


Artikel 6 
Gebühren 

§ 39 

Für die Entscheidung über einen Antr,. g 
nach § 6 Abs. 3 Satz 2 wird die volle Gebiihi 
nach den Vorschriften der Kostenordnung 
erhoben. Der Geschäftswert bestimmt sich 
nach § 24 der Kostenordnung. 

§ 40 

(1) Für das Spruchverfahren (§§ 30 bis 38) 
wird in jedem Rechtszug eine Gebühr von 
fünfzig bis zehntausend Deutsche Mark er- 
hoben, deren Höhe die Spruchstelle nach den 
gesamten im Einzelfall gegebenen Verhält- 
nissen festsetzt. 

(2) Schuldner der Gebühren und Auslagen 
ist die übernehmende Personengesellschaft 
(Hauptgesellschafter, Hauptgewerke). Hat die 
übernehmende Personengesellschaft im zwei- 
ten Rechtszug obgesiegt, so kann die Spruch- 
stelle des zweiten Rechtszuges von der 
Erhebung einer Gebühr für das Beschwerde- 
verfahren absehen. Sie kann die Gebühr 


einzelnen Aktionären (Gewerken) auferlegen, 
wenn der gemeinsame Vertreter ohne Erfolg 
Beschwerde eingelegt hat. 

(3) Gegen die Festsetzung der Gebühr im 
ersten Rechtszug steht der übernehmenden 
Personengesellschaft und der Staatskasse die 
sofortige Beschwerde zu, über die die Spruch- 
stelle des zweiten Rechtszuges endgültig und 
gebührenfrei entscheidet. Die Festsetzung der 
Gebühr im zweiten Rechtszug ist unan- 
fechtbar. 

(4) Für das Verfahren über Beschwerden 
gegen die Verfügungen nach § 33 werden von 
dem Beschwerdeführer Gebühren nach § 123 
Abs. 1 und 2 der Kostenordnung erhoben. 

(5) Im übrigen gelten für die Kosten des 
Verfahrens die Vorschriften der §§ 3, 4, 6, 
§ 13 Abs. 1, §§ 14 bis 16, 28, 138 bis 141 der 
Kostenordnung. Uber Erinnerungen gegen 
den Kostenansatz entscheidet die Spruchstelle, 
bei der die Kosten angesetzt sind, endgültig; 
die Festsetzung der Gebühren (Absatz 1) 
kann mit der Erinnerung nicht angefochten 
werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Umwandlung einer bergrechtlichen Ge- 
werkschaft mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit in eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung 

§ 41 

(1) Eine bergrechtliche Gewerkschaft mit 
eigener Rechtspersönlichkeit kann durch Be- 
schluß der Gewerkenversammlung in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung um- 
gewandelt werden. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln aller Kuxe. Die 
Satzung kann diese Mehrheit durch eine grö- 
ßere ersetzen und noch andere Erfordernisse 
aufstellen. Der Beschluß muß gerichtlich oder 
notariell beurkundet werden. Er bedarf zu 
seiner Wirksamkeit der Bestätigung durch die 
nach dem Bergrecht für die Bestätigung der 
Satzung zuständige Bergbehörde. Die Bestäti- 
gung soll nur versagt werden, wenn das 
öffentliche Interesse entgegensteht. 
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(3) Im Beschluß ist die Firma festzusetzen; 
außerdem sind in ihm die weiteren zur 
Durchführung der Umwandlung erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

§ 42 

(1) Der Nennbetrag des Stammkapitals 
darf das in der Umwandlungsbilanz ausge- 
wiesene, nach Abzug der Schulden verblei- 
bende Vermögen der bergrechtlichen Gewerk- 
schaft nicht übersteigen; er muß mindestens 
zwanzigtausend Deutsche Mark betragen. 

(2) Der Nennbetrag der Geschäftsanteile 
kann abweichend von dem Betrag festgesetzt 
werden, der von dem festgesetzten Stamm- 
kapital auf einen Kux entfällt; er muß jedoch 
mindestens fünfhundert Deutsche Mark be- 
tragen. Wird der Nennbetrag auf einen 
höheren Betrag als fünfhundert Deutsche 
Mark und abweichend von dem auf einen 
Kux entfallenden Betrag festgesetzt, so muß 
der Festsetzung jeder Gewerke zustimmen, 
der durch sie gehindert wird, sich dem auf 
seine Kuxe entfallenden Gesamtbetrag ent- 
sprechend zu beteiligen; die Zustimmung 
muß gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden. 

§ 43 

(1) Von der Eintragung an besteht die 
bergrechtliche Gewerkschaft als Gesellschaft 
mit beschränkter Flaftung weiter. Die Kuxe 
sind zu Geschäftsanteilen geworden; die an 
einem Kux bestehenden Rechte Dritter be- 
stehen an dem an die Stelle tretenden Ge- 
schäftsanteil weiter. 

(2) Fiat die bergrechtliche Gewerkschaft 
einen Aufsichtsrat, so bleiben seine Mitglie- 
der, wenn die Gesellschaft mit beschränkter 
Fiaftung nach gesetzlicher Vorschrift einen 
Aufsichtsrat zu bilden hat und die zahlen- 
mäßige Zusammensetzung des Aufsichtsrats 
nicht geändert wird, für den Rest ihrer 
Wahlzeit als Mitglieder des neuen Aufsichts- 
rats im Amt. Sieht der Gesellschaftsvertrag 
ohne gesetzliche Verpflichtung einen Auf- 
sichtsrat vor, so gilt dies nur, wenn die Ge- 
werkenversammlung nichts anderes beschließt. 

(3) Im übrigen gelten die §§ 264, 266 bis 
268 des Aktiengesetzes sinngemäß; Bekannt- 
machungen, die nach diesen Vorschriften in 
den Gesellschaftsblättern zu erfolgen haben, 
sind auch im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Änderung 

aktienrechtlicher Umwandlungs- 
Vorschriften 

§ 44 

Das Aktiengesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 263 Abs. 4 des Aktiengesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(4) Der Nennbetrag der Geschäfts- 
anteile kann abweichend von dem Nenn- 
betrag der Aktien festgesetzt werden; er 
muß jedoch mindestens fünfhundert Deut- 
sche Mark betragen. Wird der Nennbetrag 
auf einen höheren Betrag als fünfhundert 
Deutsdie Mark und abweichend von dem 
Nennbetrag der Aktien festgesetzt, so 
muß der Festsetzung jeder Aktionär zu- 
stimmen, der durch sie behindert wird, 
sich dem Gesamtnennbetrag seiner Aktien 
entsprechend zu beteiligen; die Zustim- 
mung muß gerichtlich oder notariell be- 
urkundet werden/' 

2. § 278 Abs. 4 des Aktiengesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(4) Der Nennbetrag der Aktien kann 
auf einen höheren Betrag als den nach § 8 
Abs. 1 zulässigen Mindestnennbetrag nur 
mit Zustimmung aller Gewerken fest- 
gesetzt werden; die Zustimmung muß ge- 
richtlich oder notariell beurkundet wer- 
den.“ 

VIERTER ABSCHNITT 

Strafvorschrift, 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 45 

(1) Wer vorsätzlich entgegen den Vor- 
schriften 

1. des § 8 Abs. 1 und 2 Vermögen nicht ge- 
trennt verwaltet oder 

2. des § 8 Abs. 4 Zahlungen leistet oder Ent- 
nahmen tätigt, 

wird mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer 

dieser Strafen bestraft. 
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(2) Nadi Absatz 1 wird auch bestraft, wer 
den dort bezeichneten Vorschriften in Fällen 
zuwiderhandelt, in denen diese Vorschriften 
durch § 9 Abs. 2, § 15 Abs. 1, § 16, § 19 
Abs. 3, § 20, § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, §§ 23 
bis 25 als anwendbar erklärt sind. 

§ 46 

Eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erfolgte Umwandlung ist, sofern die nach 
§ 263 Abs. 4 des Aktiengesetzes in der Fas- 
sung des § 44 Nr. 1 dieses Gesetzes erforder- 
liche Zustimmung von Aktionären vorlag, 
nicht deshalb unwirksam, weil der Umwand- 
lung nicht alle Aktionäre zugestimmt haben, 
deren Zustimmung nach der bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung des 
§ 263 Abs. 4 des Aktiengesetzes erforderlich 
gewesen wäre. 

§ 47 

(1) Folgende Vorschriften werden, soweit 
sie nicht bereits außer Kraft getreten sind, 
aufgehoben: 

das Gesetz über die Umwandlung von Ka- 
pitalgesellschaften vom 5. Juli 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 569), 

die Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über die Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften vom 14. Dezember 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1262), 

die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 17. Mai 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 721), 

die Dritte Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 2. Dezember 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1003), 

die Vierte Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 


gesellschaften vom 24. Juni 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 661). 

(2) Für die Umwandlung einer Kapital- 
gesellschaft, die vor dem 1. Januar 1957 auf 
Grund der nach Absatz 1 aufgehobenen Vor- 
schriften beschlossen ist, bleiben diese Vor- 
schriften auch nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes maßgebend. Soweit für eine solche 
Umwandlung nadi § 10 Satz 2 der Durch- 
führungsverordnung zum Gesetz über die 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften vom 
14. Dezember 1934 oder nach § 2 Satz 2 der 
Vierten Durchführungsverordnung zum Ge- 
setz über die Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften vom 24. Juni 1937 eine Ausnahme- 
genehmigung erforderlich ist, gilt diese Ge- 
nehmigung als erteilt, es sei denn, daß ein 
Antrag auf Erteilung der Genehmigung be- 
reits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
abgelehnt worden ist. 

(3) Soweit in gesetzlichen Vorschriften auf 
die nach Absatz 1 aufgehobenen Vorschriften 
verwiesen ist, treten die entsprechenden Vor- 
schriften des Ersten Abschnitts dieses Ge- 
setzes an ihre Stelle. 

§ 48 

(1) Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) In § 7 Abs. 1 des Flandelsrechtlichen 
Bereinigungsgesetzes des Landes Berlin vom 
29. Dezember 1950 (Verordnungsblatt für 
Berlin I S. 568) werden die Worte „bis zum 
31. Dezember 1957“ durch die Worte „bis 
zum 31. Dezember 1956“ ersetzt. 

§ 49 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in 
Kraft. 
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Begründung 


Nach § 7 Abs* 1 des Handelsrechtlichen Be- 
reinigungsgesetzes vom 18. April 1950 (BGBL 
S. 90) kann die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften und bergrechtlichen Gewerk- 
schaften nach dem Gesetz über die Umwand- 
lung von Kapitalgesellschaften vom 5. Juli 
1934 (RGBL I S. 569) und seinen Durchfüh- 
rungsverordnungen nur noch bis zum 31. De- 
zember 1956 beschlossen werden. Damit 
erhebt sich die Frage, ob die Umwandlung 
von Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen 
Gewerkschaften durch Übertragung des Ver- 
mögens auf eine Personengesellschaft oder 
einen Gesellschafter auch nach dem genannten 
Zeitpunkt zugelassen werden soll. 

Das ursprüngliche Ziel des Umwandlungs- 
gesetzes, die Abkehr von anonymen Gesell- 
schaftsformen zu fördern, beruhte auf 
nationalsozialistischen Auffassungen. Ganz 
unabhängig von diesen Gedankengängen be- 
steht aber, wie die Erfahrungen der Praxis 
beweisen, immer wieder das Bedürfnis, eine 
Kapitalgesellschaft oder eine bergrechtliche 
Gewerkschaft in eine Personengesellschaft oder 
Einzelfirma umzuwandeln. Für solche Um- 
wandlungen können wirtschaftliche und 
steuerliche Gründe, aber auch die persön- 
lichen Verhältnisse der Gesellschafter maß- 
gebend sein. Es besteht kein Grund, die 
Beteiligten, wenn sie eine Umwandlung für 
erforderlich halten, dazu zu zwingen, den 
ohnehin immer möglichen Weg zu beschreiten, 
das Unternehmen aufzulösen und abzuwik- 
keln und seine Vermögensgegenstände einzeln 
auf eine Personengesellschaft oder einen Ge- 
sellschafter zu übertragen. Es erscheint viel- 
mehr angebracht, die durch das Umwand- 
lungsgesetz und seine Durchführungsverord- 
nungen geschaffene Möglichkeit, für solche 
Umwandlungen den einfacheren Weg einer 
Gesamtrechtsnachfolge zu wählen, auch in 
Zukunft aufrechtzuerhalten und in den dau- 
ernden Bestand des deutschen Handelsrechts 
zu überführen. 


Die Umwandlung nach dem Umwandlungs- 
gesetz war ursprünglich nur bis zum 31. De- 
zember 1936 zugelassen worden. Die Frist ist 
später wiederholt, zuletzt bis zum 31. De- 
zember 1956, verlängert worden. Die Gründe, 
die für die ursprüngliche Befristung und die 
verschiedenen Verlängerungen maßgebend 
waren, sind überholt. Von dem Standpunkt 
aus, daß ein allgemeines Bedürfnis für eine 
handelsrechtlich erleichterte Umwandlung an- 
zuerkennen ist, besteht keine Veranlassung, 
die Umwandlung wiederum nur befristet 
zuzulassen. 

Wenn die bisherige Regelung auf die Dauer 
gelten soll, erscheint es zweckmäßig, die aus 
der Entstehungsgeschichte zu erklärende Zer- 
splitterung des Rechtsgebiets in das Umwand- 
lungsgesetz vom 5. Juli 1934 und seine 
4 Durchführungsverordnungen zu beseitigen 
und eine in einem Gesetz zusammengefaßte 
Neuregelung zu treffen. Die Regelung kann 
sich eng an das bisherige Recht anschließen, 
weil sich dieses durchweg bewährt und zu 
keinen wesentlichen Zweifeln Anlaß gegeben 
hat. 

Aus diesen Gründen sieht der Erste Abschnitt 
des Entwurfs (§§ 1 bis 40) eine Zusammen- 
fassung der geltenden Vorschriften des Um- 
wandlungsgesetzes und seiner 4 Durchfüh- 
rungsverordnungen vor. Die bisherigen Vor- 
schriften sind dabei, soweit nicht wegen der 
Zusammenfassung des bisherigen Rechts oder 
aus zwingenden sachlichen Gründen Ände- 
rungen erforderlich waren, möglichst wort- 
getreu in den Entwurf übernommen worden. 
Zur Erleichterung eines Vergleichs des bis- 
herigen Rechts mit den Vorschriften des 
Entwurfs sind in der Anlage zur Begründung 
zwei Gegenüberstellungen beigefügt. Unter I 
der Anlage sind zu jeder Vorschrift des 
Ersten Abschnitts des Entwurfs die entspre- 
chenden bisherigen Vorschriften, unter II der 
Anlage zu jeder bisherigen Vorschrift des 
Umwandlungsgesetzes und seiner Durchfüh- 
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rungsverordnungen die entsprechenden Vor- 
schriften des Ersten Abschnitts des Entwurfs 
angegeben. 

Einzelne Vorschriften des bisherigen Rechts 
sind in den Entwurf nicht übernommen wor- 
den; in einigen Fällen weicht die Regelung 
des Entwurfs vom bisherigen Recht ab. 
Wegen der Begründung hierfür darf auf die 
Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften 
des Entwurfs Bezug genommen werden. 

Der Zweite Abschnitt des Entwurfs (§§ 41 
bis 43) sieht Vorschriften über die Umwand- 
lung einer bergrechtlichen Gewerkschaft mit 
eigener Rechtspersönlichkeit in eine Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung vor. Nach 
herrschender Ansicht sind die sogenannten 
formwechselnden Umwandlungen einer Ka- 
pitalgesellschaft in §§ 257 bis 287 AktG 
erschöpfend geregelt. Danach wäre die Um- 
wandlung einer bergrechtlichen Gewerkschaft 
mit eigener Rechtspersönlichkeit in eine Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung nicht 
zulässig, weil nur die Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft ausdrücklich zugelassen ist 
(§§ 278, 279 AktG). Aus dieser Lücke haben 
sich in letzter Zeit Schwierigkeiten ergeben. 
Nach dem Zweiten Gesetz des Landes Nord- 
rhein-Westfalen zur Änderung berg rechtlicher 
Vorschriften vom 25. Mai 1954 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. Ausgabe A S. 155), dem 
möglicherweise ähnliche Gesetze anderer 
Länder folgen werden, verfallen bergrecht- 
liche Gewerkschaften der Auflösung, wenn 
sie fortgesetzt überwiegend bergbaufremde 
Geschäfte betreiben. Die bergrechtlichen Ge- 
werkschaften, deren Unternehmenszweck auf 
andere als bergbauliche Geschäfte gerichtet 
ist, sind deshalb gezwungen, eine andere 
Rechtsform anzunehmen. In einer Reihe von 
Fällen wird die angemessene neue Rechtsform 
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
sein. Der Zweite Abschnitt des Entwurfs 
schließt deshalb die bisher bestehende Lücke 
des Umwandlungsrechts und läßt auch die 
Umwandlung einer bergrechtlichen Gewerk- 
schaft mit eigener Rechtspersönlichkeit in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu. 

Der Dritte Abschnitt des Entwurfs {§ 44 
ändert einige Vorschriften des aktienrecht- 
lichen Umwandlungsrechts. 

Der Vierte Abschnitt des Entwurfs enthält 
eine Strafvorschrift (§ 45) sowie Ubergangs- 
und Schlußvorschriften (§§ 46 bis 49). 

Im einzelnen ist zu den Vorschriften des Ent- 
wurfs folgendes zu bemerken: 


ZUM ERSTEN ABSCHNITT 

Im Hinblick auf die weitgehende Überein- 
stimmung der § § 1 bis 40 des Entwurfs mit 
dem geltenden Recht kann von einer Einzel- 
begründung dieser Vorschriften abgesehen 
werden. Besonders eingegangen wird deshalb 
nur auf die Vorschriften des geltenden Rechts, 
die in den Entwurf nicht übernommen sind, 
sowie auf die vom geltenden Recht abwei- 
chenden Vorschriften des Entwurfs. 

1. In den Entwurf nicht übernommene Vor- 
schriften des Umwandlungsgesetzes vom 
5. Juli 1934 und seiner 4 Durchführungs- 
verordnungen: 

Die Präambel des Umwandlungsgesetzes ist 
nicht übernommen worden, weil sie der 
Form und ihrem Inhalt nach überholt ist. 

Die Vorschriften des § 1 Abs. 2 Satz 2 des 
Umwandlungsgesetzes und des § 1 der 4.DVO 
über eine Befristung der Zulässigkeit der Um- 
wandlung sind ersatzlos weggefallen, weil die 
Umwandlung nunmehr auf die Dauer zu- 
gelassen werden soll. 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 des Umwandlungsgesetzes 
schloß die erst nach dem 1. Juli 1934 ent- 
standenen Kapitalgesellschaften von der Um- 
wandlung aus. Durch § 2 der 4. DVO ist dies 
dahin geändert worden, daß die vor dem 
1. Januar 1937 entstandenen Kapitalgesell- 
schaften ohne weiteres, die später entstan- 
denen Gesellschaften mit Genehmigung des 
Reichsjustizministers umgewandelt werden 
können. Auch diese Vorschriften sind ge- 
strichen worden. Die bisherige Regelung hing 
damit zusammen, daß die erleichterte Um- 
wandlung nur während einer gewissen Zeit 
möglich sein sollte. Nachdem nunmehr der 
Entwurf die Umwandlung auf die Dauer ge- 
statten will, fehlt es an einem berechtigten 
Grund, die Umwandlung nur zuzulassen, 
wenn die umzuwandelnde Kapitalgesellschaft 
schon vor einem bestimmten Zeitpunkt ent- 
standen ist. 

Eine dem § 16 des Umwandlungsgesetzes 
entsprechende Ermächtigung zum Erlaß von 
Durchführungsvorschriften ist auch in einer 
dem Grundgesetz angepaßten Form in den 
Entwurf nicht aufgenommen worden, weil 
das in den Entwurf übernommene bisherige 
Recht, wie die Erfahrung gezeigt hat, keiner 
weiteren Ergänzung bedarf. 

Nach § 10 der l.DVO ist die Umwandlung 
vorbehaltlich einer Ausnahmegenehmigung 
ausgeschlossen, wenn eine juristische Person 
an der Personengesellschaft beteiligt ist, auf 
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die das Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
im Wege der Umwandlung übergehen soll. 
Praktisch bedeutet dies, daß die Umwand- 
lung einer Kapitalgesellschaft durch Über- 
tragung ihres Vermögens auf eine GmbH 
& Co. bzw. AG & Co. nach bisherigem Recht 
einer Genehmigung bedarf. Diese Regelung 
beruht auf dem mit dem Umwandlungsgesetz 
seinerzeit verfolgten wirtschaftspolitischen 
Ziel, die Umwandlung in eigenverantwort- 
liche Unternehmensformen zu fördern (vgl. 
die Präambel des Gesetzes). Die Umwandlung 
in eine GmbH & Co. oder AG & Co. er- 
schien wegen der Beteiligung einer juristischen 
Person an der übernehmenden Personen- 
gesellschaft nicht oder nur in Ausnahmefällen 
förderungswürdig. Nachdem diese Zielset- 
zung den Vorschriften des Entwurfs nicht 
mehr zugrunde liegt, bedarf es einer dem 
§10 der 1. DVO entsprechenden Vorschrift 
in dem Entwurf nicht. Es besteht auch kein 
Anlaß, im Rahmen des Entwurfs die all- 
gemeine Frage der rechtlichen Zulässigkeit 
oder wirtschaftspolitischen Berechtigung der 
Gesellschaftsform der GmbH & Co. aufzu- 
greifen. 

§11 der 1. DVO hing ebenfalls mit dem Ziel, 
eigenverantwortliche Unternehmensformen 
zu fördern, zusammen. Im Hinblick auf dieses 
Ziel konnte es zweifelhaft sein, ob eine Um- 
wandlung durch Übertragung des Vermögens 
auf eine juristische Person als Allein- oder 
Hauptgesellschafter zulässig ist. Diese Aus- 
legungszweifel können nach dem Wegfall der 
bisherigen Ziele des Umwandlungsgesetzes 
künftig nicht mehr auftreten. Eine ausdrück- 
liche Klarstellung, wie sie bisher § 11 der 
1. DVO enthielt, ist daher in dem Entwurf 
entbehrlich. 

Die durch § 3 der 2. DVO gewährte Gebüh- 
renbefreiung für gewisse mit der Umwand- 
lung zusammenhängende Eintragungen in 
das Handelsregister sollte im Interesse der 
damaligen Ziele des Umwandlungsgesetzes 
einen weiteren Anreiz dafür bieten, von der 
nur vorübergehend zugelassenen Umwand- 
lungsmöglichkeit Gebrauch zu machen. Der 
Entwurf will die Umwandlung nicht vor- 
übergehend besonders fördern, sondern auf 
die Dauer rechtstechnische Erleichterungen 
für die Durchführung einer von den Betei- 
ligten für erforderlich gehaltenen Umwand- 
lung gewähren. Es erscheint daher nicht mehr 
gerechtfertigt, den Registerrichter gebühren- 
frei tätig werden zu lassen. § 3 der 2. DVO 
ist deshalb in den Entwurf nicht übernom- 
men worden. 


Die Ubergangsregelung des § 12 Abs. 1 der 
3. DVO ist gegenstandslos und deshalb eben- 
falls in den Entwurf nicht übernommen 
worden. 

2. Vom bisherigen Recht abweichende Vor- 
schriften des Entwurfs: 

Das Umwandlungsgesetz vom 5. Juli 1934 
galt ursprünglich nur für die Umwandlung 
von Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaf- 
ten, Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung). 
Durch §§ 4 bis 8 der 2. DVO ist die Rege- 
lung mit gewissen Besonderheiten auch für 
die Umwandlung bergrechtlicher Gewerk- 
schaften als sinngemäß anwendbar erklärt 
worden. Ob diese Erstreckung nur für berg- 
rechtliche Gewerkschaften mit eigener Rechts- 
persönlichkeit oder auch für solche ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit gelten sollte, ist 
im Schrifttum umstritten. Unter Klarstel- 
lung dieser Zweifelsfrage grenzt § 1 des Ent- 
wurfs den Anwendungsbereich der Vor- 
schriften des Ersten Abschnitts des Entwurfs 
dahin ab, daß sich nach diesen Vorschriften 
eine Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung), aber auch 
eine bergrechtliche Gewerkschaft mit eigener 
oder ohne eigene Rechtspersönlichkeit um- 
wandeln kann. Dieser Anwendungsbereich 
ist, auch im Hinblick auf die Vorschriften 
des Zweiten und Dritten Abschnitts des Ent- 
wurfs, schon in der Überschrift des Entwurfs 
zum Ausdruck gebracht. 

Die Umwandlung aufgelöster Unternehmen 
ist in § 2 des Entwurfs in enger Anlehnung 
an § 7 der 1. DVO geregelt. § 2 Abs. 3 des 
Entwurfs unterscheidet sich jedoch von § 7 
Abs. 3 der 1. DVO dadurch, daß die Um- 
wandlung nicht mehr wie bisher der Geneh- 
migung des Reichsjustizministers oder der 
von ihm bestimmten Stelle bedarf, sondern 
zulässig sein soll, wenn auch die Fortsetzung 
beschlossen werden könnte. Der Entwurf 
verzichtet damit auf eine meist formular- 
mäßig erteilte staatliche Genehmigung. An- 
dererseits wird die Umwandlung von Unter- 
nehmen ausgeschlossen, denen aus Gründen 
des Allgemeininteresses die endgültige Ab- 
wicklung auferlegt ist. 

Die firmenrechtlichen Vorschriften des bis- 
herigen Rechts (§ 5 des Umwandlungs- 
gesetzes, § 12 der 1. DVO) sind in § 6 des 
Entwurfs nur mit gewissen Änderungen 
übernommen. 
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§ 6 Abs. 1 und 2 des Entwurfs entsprechen 
wörtlich dem bisherigen Recht (§ 5 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 1 des Umwandlungsgesetzes). 
Neu geregelt ist dagegen in § 6 Abs. 3 des 
Entwurfs die bisher in § 5 Abs. 2 Satz 2 des 
Umwandlungsgesetzes und in § 12 der 

1. DVO behandelte Frage, ob und unter 
welchen Voraussetzungen die übernehmende 
Personengesellschaft die bisherige Firma der 
umgewandelten Gesellschaft fortführen oder 
bei der Bildung einer neuen Firma verwen- 
den darf. § 6 Abs. 3 Satz 1 erster Halbsatz 
des Entwurfs stellt angesichts der nicht zwei- 
felsfreien Bedeutung der bisherigen Rege- 
lung ausdrücklich klar, daß die bisherige 
Firma nur fortgeführt werden darf, wenn 
der Name einer natürlichen Person in der 
bisherigen Firma geführt worden ist. Eine 
Sachfirma soll von der übernehmenden Per- 
sonengesellschaft nicht fortgeführt werden 
dürfen, um Irreführungen der Öffentlichkeit 
zu vermeiden. Wenn die bisherige Firma aber 
eine Personenfirma oder eine gemischte 
Firma war, soll ihre Fortführung abweichend 
von § 22 HGB auch ohne ausdrückliche Ein- 
willigung der umgewandelten Gesellschaft 
zulässig sein (§ 6 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halb- 
satz des Entwurfs; vgl. aber für die Um- 
wandlung durch Mehrheitsbeschluß § 14 des 
Entwurfs). 

Sachlich geändert wird das bisherige Recht 
durch § 6 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs. Nach 
§ 12 Abs. 2 der 1. DVO konnte bisher der 
Reichsjustizminister oder die von ihm be- 
stimmte Stelle genehmigen, daß ein in der 
Firma der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
enthaltener Name einer natürlichen Person 
abweichend von §§ 18, 19 HGB bei der Bil- 
dung der neuen Firma verwendet wird. 
Diese Genehmigung soll künftig von dem 
Registergericht in einem den Vorschriften 
des FGG unterliegenden Verfahren erteilt 
werden. Bei der Entscheidung, ob eine Ge- 
nehmigung erteilt werden kann, müssen das 
Interesse an der Bildung der neuen Firma 
unter Verwendung des Namens und die aus 
einer Durchbrechung des Grundsatzes der 
Firmenwahrheit sich ergebenden Gefahren 
gegeneinander abgewogen werden. Für diese 
Abwägung erscheint das den örtlichen Ver- 
hältnissen näherstehende Registergericht bes- 
ser geeignet als eine übergeordnete Verwal- 
tungsbehörde. 

§ 7 Abs. 2 des Entwurfs sieht in enger An- 
lehnung an § 178 Abs. 1 Satz 3, § 241 Abs. 2 
AktG vor, daß bestimmte Gläubiger, die auf 


andere Weise bereits genügend gesichert sind, 
abweichend von § 7 Abs. 1 des Entwurfs 
kein Recht auf Sicherheitsleistung haben. Die 
als Vorbild verwendete, erst später als das 
Umwandlungsgesetz ergangene aktienrecht- 
liche Regelung hat sich bewährt und als aus- 
reichend erwiesen. Eine darüber hinaus- 
gehende Befugnis einer Verwaltungsbehörde 
zur Befreiung von der Sicherheitsleistung, wie 
sie bisher in § 1 der 2. DVO vorgesehen ist, 
erscheint nicht erforderlich und nicht un- 
bedenklich. 

§ 9 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs läßt in Über- 
einstimmung mit dem bisherigen Recht eine 
Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß zu, 
wenn einer bestehenden offenen Handels- 
gesellschaft (oder einem sonstigen Haupt- 
gesellschafter; vgl. § 15 Abs. 1 des Entwurfs) 
mehr als drei Viertel des Grundkapitals ge- 
hören. Angesichts des zwingenden Charakters 
der Vorschriften des Entwurfs könnte einer 
verhältnismäßig starken Minderheit im Hin- 
blick auf diese Regelung nicht verbindlich 
zugesichert werden, daß von der Umwand- 
lung durch Mehrheitsbeschluß, die zum Aus- 
schluß der Minderheit aus der Gesellschaft 
führen würde, nicht Gebrauch gemacht wer- 
den wird. An der Möglichkeit einer solchen 
Zusicherung kann aber die Minderheit oder 
die Gesellschaft selbst ein berechtigtes Inter- 
esse haben. Der dem bisherigen Recht un- 
bekannte § 9 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs ge- 
stattet deshalb, daß die Satzung die Zulässig- 
keit einer Umwandlung durch Mehrheits- 
beschluß unter Übertragung des Vermögens 
auf den Hauptgesellschafter davon abhängig 
machen kann, daß sich in der Hand des 
Hauptgesellschafters ein größerer als der ge- 
setzlich vorgeschriebene Teil des Grundkapi- 
tals befindet. 

Bei einer Umwandlung durch Übertragung 
des Vermögens auf den Alleingesellschafter 
kann die bisherige Firma durdi den Allein- 
gesellschafter nach § 6 Abs. 3 Satz 1 des Ent- 
wurfs fortgeführt werden, wenn in der bis- 
herigen Firma der Name einer natürlichen 
Person geführt worden ist. Die Einwilligung 
der umgewandelten Gesellschaft ist in diesen 
Fällen für entbehrlich erklärt (§ 6 Abs. 3 
Satz 1 zweiter Halbsatz des Entwurfs), weil 
wegen der wirtschaftlichen Identität zwischen 
der umgewandelten Gesellschaft und dem 
übernehmenden Alleingesellschafter Interes- 
sen Dritter durch die Firmenfortführung 
nicht berührt werden können. Bei der Um- 
wandlung durch Mehrheitsbeschluß unter 
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Übertragung des Vermögens auf einen 
Hauptgesellschafter wäre es jedoch nicht ge- 
rechtfertigt, die Fortführung der bisherigen 
Firma auch dann ohne weiteres zu gestatten, 
wenn in der bisherigen Firma der Name 
eines bei der Umwandlung ausscheidenden 
Gesellschafters geführt worden ist. § 14 des 
Entwurfs läßt deshalb in diesen Fällen in 
Anlehnung an § 22 HGB die Fortführung der 
bisherigen Firma nur zu, wenn der ausschei- 
dende Gesellschafter oder dessen Erben in 
die Fortführung der Firma ausdrücklich wil- 
ligen. 

Der im bisherigen Recht nicht enthaltene 
§ 15 Abs. 2 des Entwurfs stellt in Überein- 
stimmung mit der schon im bisherigen Recht 
für bergrechtliche Gewerkschaften getrof- 
fenen Regelung (§ 29 Abs. 3 des Entwurfs) 
klar, daß für die Frage, ob und unter wel- 
cher Firma der Allein- oder Hauptgesell- 
schafter in Folge der Übernahme des Ver- 
mögens der umgewandelten Gesellschaft in 
das Handelsregister einzutragen ist, die all- 
gemeinen handelsrechtlichen Vorschriften 
gelten. 

Das Spruchstellenverfahren zur Feststellung 
der den ausscheidenden Gesellschaftern zu ge- 
währenden Abfindung (bisher: §§ 9 bis 19 
der 3. DVO; künftig: §§ 13, 30 bis 38 des 
Entwurfs) dient dem Interesse des Über- 
nehmenden an einer einheitlichen Feststel- 
lung der Abfindung. Grundsätzlich ist er 
allein deshalb berechtigt, den Antrag auf Ein- 
leitung des Verfahrens zu stellen (bisher: § 12 
Abs. 3 der 3. DVO; künftig: § 32 Abs. 2 
Satz 1 des Entwurfs). Wenn die Aktien oder 
Kuxe der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
oder bergrechtlichen Gewerkschaft zum 
amtlichen Börsenhandel zugelassen waren, 
kann aber auch ein Interesse der ausscheiden- 
den Aktionäre (Gewerken) an der einheit- 
lichen Feststellung der Abfindung bestehen. 
§ 5 der 4. DVO sieht deshalb vor, daß der 
Reichswirtschaftsminister in solchen Fällen 
von dem Übernehmenden die Antragstellung 
bei der Spruchstelle verlangen kann. Der Ent- 
wurf behält diese Regelung grundsätzlich 
bei. Da jedoch die Einschaltung einer Ver- 
waltungsbehörde nicht erforderlich und die 
bloße Möglichkeit, von dem Übernehmen- 
den die Antragstellung verlangen zu können, 
als unzureichend erscheint, soll nach § 32 
Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs in solchen Fällen 
eine Minderheit der ausscheidenden Aktio- 
näre, deren Anteile zusammen den zwanzig- 


sten Teil des Grundkapitals umfassen, be- 
rechtigt sein, selbst den Antrag zu stellen. 

§ 39 des Entwurfs regelt die Gebühren für 
die Entscheidung des Registergerichts über 
einen Antrag nadi § 6 Abs. 3 Satz 2 des Ent- 
wurfs. Für die im bisherigen Recht vor- 
gesehene ministerielle Genehmigung werden 
Gebühren nach der Justizverwaltungskosten- 
ordnung erhoben. Da es sich nunmehr um 
eine richterliche Tätigkeit handelt, bestimmt 
§ 39 des Entwurfs eine Gebühr nach der 
Kostenordnung. 


ZUM ZWEITEN ABSCHNITT 

Zu§ 41 

§41 lehnt sich eng an die für die Umwand- 
lung einer bergrechtlichen Gewerkschaft in 
eine Aktiengesellschaft geltenden Vorschrif- 
ten des § 278 Abs. 1 bis 3 AktG an. Die in 
§ 278 Abs. 3 AktG erwähnte Festset~" ng 
der Zusammensetzung des Vorstands un des 
Aufsichtsrats ist in § 41 Abs. 3 nicht über- 
nommen, weil die Festsetzung der Zusam- 
mensetzung der Geschäftsführer, anders als 
die des Vorstandes bei der Aktiengesell- 
schaft (§16 Abs. 3 Nr. 5 AktG), nicht zum 
notwendigen Inhalt des Gesellschaftsvertrages 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
gehört (§ 3 GmbHG), und weil eine Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung, soweit sie 
nicht unter § 77 Abs. 1 BetrVG oder § 3 des 
Mitbestimmungsgesetzes Kohle/Eisen fällt, 
anders als eine Aktiengesellschaft (§ 86 

AktG), nicht notwendig einen Aufsichtsrat 
haben muß (vgl. § 52 GmbHG). 

Zu §42 

Bei der Umwandlung einer bergrechtlichen 
Gewerkschaft in eine Aktiengesellschaft fin- 
det nach § 279 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 271 AktG eine Prüfung der Umwandlungs- 
bilanz nach den Vorschriften für die Sach- 
gründung einer Aktiengesellschaft statt. Da- 
mit ist sichergestellt, daß das bei der Um- 
wandlung festgesetzte Grundkapital tatsäch- 
lich vorhanden ist. Das GmbH-Recht kennt 
entsprechende Gläubigersdiutzvorsdiriften 
nicht. Abs. 1 erster Halbsatz begnügt sich 
deshalb mit der Vorschrift, daß der Nenn- 
betrag des bei der Umwandlung festgesetz- 
ten Stammkapitals das in der Umwandlungs- 
bilanz ausgewiesene Reinvermögen der berg- 
rechtlichen Gewerkschaft nicht übersteigen 
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darf. Abs. 1 zweiter Halbsatz stellt klar, daß 
das festgesetzte Stammkapital mindestens 
den gesetzlichen Mindestnennbetrag von 
20 000 DM betragen muß. 

Aus der Zahl der Kuxe und dem bei der 
Umwandlung festgesetzten Nennbetrag des 
Stammkapitals ergibt sich der Nennbetrag 
der Geschäftsanteile, Abs. 2 Satz 1 erster 
Halbsatz gestattet aber, den Nennbetrag der 
Geschäftsanteile auch abweichend von dem 
sich danach ergebenden Betrag festzusetzen; 
der Mindestnennbetrag der Geschäftsanteile 
von 500 DM (§ 5 Abs. 1 GmbHG) darf je- 
doch nicht unterschritten werden (Abs, 2 
Satz 1 zweiter Halbsatz). Muß der Nenn- 
betrag der Geschäftsanteile abweichend von 
dem an sich auf einen Kux entfallenden An- 
teil an dem Stammkapital festgesetzt werden, 
weil sonst der gesetzliche Mindestnennbetrag 
unterschritten würde (Beispiel: hundert Kuxe; 
20 000 DM Stammkapital), so muß diese ab- 
weichende Festsetzung zulässig sein, ohne daß 
es den Gewerken, die infolge der erforder- 
lichen Zusammenlegung nicht im bisherigen 
Umfang beteiligt bleiben können, möglich 
sein darf, die Umwandlung zu verhindern. 
Wird dagegen der Nennbetrag der Geschäfts- 
anteile auf einen höheren Betrag als 500 DM 
und abweichend von dem an sich auf einen 
Kux entfallenden Anteil am Stammkapital 
festgesetzt, so handelt es sich um eine zur 
Durchführung der Umwandlung nicht un- 
bedingt erforderliche Maßnahme, die sich 
zum Nachteil einzelner Gewerken auswirken 
kann. Nach Abs. 2 Satz 2 soll deshalb eine 
solche Festsetzung nur mit Zustimmung je- 
des Gewerken zulässig sein, der sich infolge 
dieser Festsetzung nicht mit dem Anteil be- 
teiligen kann, der von dem festgesetzten 
Stammkapital an sich auf die Gesamtzahl 
seiner Kuxe entfällt. 

Zu § 43 

Abs. 1 regelt die Rechtswirkungen der Ein- 
tragung des Umwandlungsbeschlusses in das 
Handelsregister in enger Anlehnung an § 279 
Abs. 1 AktG. 

Abs. 2 behandelt den Einfluß der Umwand- 
lung auf einen bei der bergrechtlichen Ge- 
werkschaft vor der Umwandlung bestehen- 
den Aufsichtsrat. Durch die Umwandlung 
ändert sich nur die Rechtsform des Unterneh- 
mens. Da bergrechtliche Gewerkschaften und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
unter übereinstimmenden Voraussetzungen 


zur Bildung eines Aufsichtsrats gesetzlich ver- 
pflichtet sind (§ 77 Abs. 1 BetrVG; § 3 Mit- 
bestimmungsgesetz Kohle/Eisen), bleibt das 
Unternehmen, wenn es vor der Umwandlung 
zur Bildung eines Aufsichtsrats gesetzlich ver- 
pflichtet war, auch nach dem Wechsel der 
Rcchtsform zur Beibehaltung des Aufsichts- 
rats verpflichtet. In solchen Fällen besteht 
kein Anlaß, wegen des Wechsels der Rechts- 
form des Unternehmens die Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrats zu ändern. Abs. 2 
Satz 1 sieht deshalb unter der Voraussetzung, 
daß die bisher nach Gesetz oder Satzung 
maßgebende Gesamtzahl der Aufsichtsrats- 
mitglieder nicht geändert wird, vor, daß die 
Mitglieder des bisherigen Aufsichtsrats der 
bergrechtlichen Gewerkschaft für den Rest 
ihrer Wahlzeit als Mitglieder des nach ge- 
setzlicher Vorschrift von der GmbH zu bil- 
denden Aufsichtsrats im Amt bleiben. Sieht 
dagegen der Gesellschaftsvertrag der Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung ohne ge- 
setzliche Verpflichtung einen Aufsichtsrat 
vor, so kann es der Entscheidung der Ge- 
werkenversammlung überlassen werden, ob 
die Mitglieder eines von der bergrechtlichen 
Gewerkschaft bisher schon auf freiwilliger 
Grundlage gebildeten Aufsichtsrats ebenfalls 
für den Rest ihrer Wahlzeit im Amt bleiben 
oder ob sie abberufen werden sollen (Abs. 2 
Satz 2). 

Nach Abs. 3 sollen im übrigen die Vorschrif- 
ten der §§ 264, 266 bis 268 AktG über die 
Umwandlung einer Aktiengesellschaft in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung wegen 
der Rechtsähnlichkeit sinngemäß angewendet 
werden, 

ZUM DRITTEN ABSCHNITT 
Zu § 44 

Da sich der Entwurf ohnehin mit umwand- 
lungsrechtlichen Vorschriften befaßt, er- 
scheint es zweckmäßig, in dem Entwurf auch 
einige im aktienrechtlichen Umwandlungs- 
recht erforderlich gewordene Änderungen 
vorzusehen. 

Durch § 44 Nr. 1 des Entwurfs soll § 263 
Abs. 4 AktG neu gefaßt werden. Die bis- 
herige Fassung hat zu Schwierigkeiten ge- 
führt, wenn der Nennbetrag der Aktien 
weniger als 500 DM betrug. In diesen Fällen 
mußte, auch wenn der Nennbetrag der Ge- 
schäftsanteile auf den gesetzlichen Mindest- 
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nennbetrag von 500 DM festgesetzt wurde, 
dieser abweichenden Festsetzung jeder Aktio- 
när zustimmen, der infolge der Festsetzung 
nicht in vollem Umfang beteiligt bleiben 
konnte. Diese Erschwerung der Umwand- 
lung erscheint nicht gerechtfertigt, weil den 
Aktionären der umzuwandelnden Aktien- 
gesellschaft eine Zusammenlegung ihrer Ak- 
tien zugemutet werden kann, soweit die Zu- 
sammenlegung lediglich zur Wahrung des ge- 
setzlichen Mindestnennbetrags der Geschäfts- 
anteile erfolgt. Der neue § 263 Abs. 4 Satz 2 
erster Halbsatz verlangt deshalb die Zustim- 
mung nur noch, wenn die Nennbeträge der 
Geschäftsanteile abweichend von dem Nenn- 
betrag der Aktien und auf einen höheren 
Betrag als den gesetzlichen Mindestnenn- 
betrag von 500 DM festgesetzt werden. Die 
Zustimmung soll, wie sonst im Umwand- 
lungsrecht, der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung bedürfen (§ 263 Abs. 4 Satz 2 
zweiter Halbsatz). Durch den neuen § 263 
Abs. 4 Satz 1 zweiter Halbsatz soll klar- 
gestellt werden, daß bei der Festsetzung der 
gesetzliche Mindestnennbetrag für Geschäfts- 
anteile nicht unterschritten werden darf. 

Nach der neuen Fassung des § 8 Abs. 1 AktG 
durch § 60 Abs. 2 DMBG ist der Mindest- 
nennbetrag der Aktien statt früher 1000 
Reichsmark nunmehr 100 Deutsche Mark. 
Dieser Änderung ist § 278 Abs. 4 AktG 
nicht angepaßt worden. Das hat zur Folge, 
daß mit Rücksicht auf § 2 des Währungs- 
gesetzes nach geltendem Recht die Zustim- 
mung aller Gewerken nur zur Festsetzung 
eines 1000 DM übersteigenden Nennbetrages 
erforderlich ist, während nach dem Sinn und 
Zweck des § 278 Abs. 4 AktG schon die 
Festsetzung eines den gesetzlichen Mindest- 
betrag von 100 DM übersteigenden Nenn- 
betrages der Zustimmung bedürfen sollte. 
§ 44 Nr. 2 des Entwurfs sieht eine ent- 
sprechende Neufassung des § 278 Abs. 4 
AktG vor. 


ZUM VIERTEN ABSCHNITT 
Zu §45 

Diese Vorschrift stellt gewisse Verstöße gegen 
das Umwandlungsrecht des Ersten Abschnitts 
des Entwurfs unter Strafe. Sie stimmt inhalt- 
lich weitgehend mit dem bisherigen Recht 
überein (vgl. § 15 des Umwandlungsgesetzes, 
§13 der 1. DVO). In der Fassung des Abs. 1 


ist jedoch nunmehr ausdrücklich hervor- 
gehoben, daß nur vorsätzliche Zuwiderhand- 
lungen bestraft werden. Ferner sind die unter 
Strafe gestellten beiden Tatbestände in 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 klarer gekennzeichnet. 
Durch Abs. 2 werden Verstöße gegen die in 
Abs. 1 genannten Vorschriften auch in den 
Fällen unter Strafe gestellt, in denen diese 
Vorschriften auf Grund einer Verweisung in 
anderen Vorschriften des Entwurfs gelten. 

Zu § 46 

Die bisherige Fassung des § 263 Abs. 4 
AktG hat die Umwandlung einer Aktien- 
gesellschaft in eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung sehr erschwert. Die 
Praxis soll sich deshalb manchmal über 
den Wortlaut der Vorschrift hinweggesetzt 
haben. Es erscheint angebracht, dieses Vor- 
gehen nachträglich zu heilen, soweit dabei 
den Anforderungen des neuen Rechts Genüge 
geschehen ist. § 46 sieht deshalb vor, daß 
eine bereits erfolgte Umwandlung nicht des- 
halb unwirksam ist, weil eine nach der bis- 
her geltenden Fassung des § 263 Abs. 4 AktG 
erforderliche Zustimmung von Aktionären 
fehlte, sofern nur eine etwa auch nach der 
Neufassung dieser Vorschrift durch § 44 Nr. 1 
des Entwurfs erforderliche Zustimmung von 
Aktionären erteilt worden war. 

Zu § 47 

Umwandlungen auf Grund der Vorschriften 
des Umwandlungsgesetzes vom 5. Juli 1934 
und seiner Durchführungsverordnungen kön- 
nen, wie bereits erwähnt, nur noch bis zum 
31. Dezember 1956 beschlossen werden. Die 
Vorschriften würden daher durch Zeitablauf 
gegenstandslos werden. Zur Bereinigung des 
geltenden Rechts erscheint es jedoch an- 
gebracht, sie auch formell aufzuheben 
(Abs. 1). 

Das nach Abs. 1 außer Kraft tretende bis- 
herige Umwandlungsrecht und die Vorschrif- 
ten des Ersten Abschnitts des Entwurfs 
stimmen nicht völlig überein. Da sich aus 
diesen Unterschieden Schwierigkeiten ergeben 
könnten, wenn für eine nach altem Recht be- 
schlossene Umwandlung vom Inkrafttreten 
des neuen Rechts an die Vorschriften des 
Entwurfs gelten würden, sieht Abs. 2 Satz 1 
vor, daß für eine vor dem 1. Januar 1957 
auf Grund des bisherigen Rechts beschlossene 
Umwandlung auch nach dem Inkrafttreten 
des neuen Rechts das alte Recht maßgebend 
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bleibt. Soweit für eine Umwandlung nach 
altem Recht eine Genehmigung erforderlich 
wäre, die nach neuem Recht entfällt (§ 10 
Satz 2 der 1. DVO, § 2 Satz 2 der 4. DVO), 
soll jedoch insoweit neues Recht gelten, es 
sei denn, daß ein Genehmigungsantrag beim 
Inkrafttreten des neuen Rechts bereits ab- 
gelehnt war (Abs. 2 Satz 2). 

Abs. 3 sieht für Verweisungen in anderen 
Gesetzen auf das nach Abs. 1 außer Kraft 
tretende alte Recht vor, daß die Verweisung 
künftig als eine Bezugnahme auf die ent- 
sprechenden Vorschriften des neuen Rechts 
anzusehen ist. 

Zu§ 48 

Abs. 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Nach § 7 Abs. 1 des im Bundesgebiet gelten- 
den Handelsrechtlichen Bereinigungsgesetzes 
können Umwandlungen nach dem Umwand- 


lungsgesetz vom 5. Juli 1945 und seinen 
Durchführungsverordnungen bis zum 31. De- 
zember 1956 beschlossen werden, während 
nach dem im übrigen gleichlautenden § 7 
Abs. 1 des Handelsrechtlichen Bereinigungs- 
gesetzes des Landes Berlin Umwandlungen 
noch bis zum 31. Dezember 1957 beschlossen 
werden können. Es empfiehlt sich, diesen 
Unterschied zwischen dem im Bundesgebiet 
und dem in Berlin geltenden Recht zu besei- 
tigen, damit das bisherige Recht, das durch 
§ 47 Abs. 1 des Entwurfs aufgehoben werden 
soll, im Bundesgebiet und in Berlin zur glei- 
chen Zeit seine Bedeutung verliert (Abs. 2). 


Zu § 49 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1957 in Kraft 
treten, damit sich das neue Recht des Ersten 
Abschnitts des Entwurfs unmittelbar an das 
alte Recht anschließt. 
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Anlage zur Begründung 


I. 

Gegenüberstellung der Vorschriften des Ent- 
wurfs und der Vorschriften des Umwand- 
lungsgesetzes vom 5, Juli 1934 einschließlich 
seiner vier Durchführungsverordnungen 


Entwurf 


Umwandlungsgesetz bzw. Erste , Zweite , 
Dritte oder Vierte DVO 


§ 1 
§ 2 
§ 3 

§ 4 Abs. 1 
§ 4 Abs. 2 

S 5 

§ 6 Abs. 1 
§ 6 Abs. 2 
§ 6 Abs. 3 

§ 7 Abs. 1 
§ 7 Abs. 2 

§ 8 

§ 9 Abs. 1 
§ 9 Abs. 2 

§10 

§11 

§12 
§ 13 
§14 

§ 15 Abs. 1 


§ 1 Abs. 1 des Gesetzes 

§ 4 Abs. 1 der Zweiten DVO 

§§ 7, 8 der Ersten DVO 
§ 4 Abs. 1 der Zweiten DVO 

§ 2 des Gesetzes 

§ 3 des Gesetzes 

§ 3 der Dritten DVO 

§ 4 des Gesetzes 

§ 5 Abs. 1 des Gesetzes 

§ 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 

§ 5 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes 

§ 12 Abs. 1 und 2 der Ersten DVO 

§ 6 des Gesetzes 

§ 1 der Zweiten DVO 

§ 7 des Gesetzes 

§ 3 der Vierten DVO 

§ 8 Abs. 1 und 2 der Dritten DVO 

§ 8 Abs. 1 i. V. m. § 4 der Dritten DVO 

§ 9 der Ersten DVO 

§ 8 Abs. 1 i. V. m. 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 der Dritten DVO 

§ 4 Abs. 1 der Vierten DVO 

§ 8 Abs. 1 i. V. m. § 6 der Dritten DVO 

§ 9 der Dritten DVO 

neu 

§ 8 Abs. 1 des Gesetzes 

§ 8 Abs. 1 der Dritten DVO 
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Entwurf 


Umwandlungsgesetz bzw. Erste , Zweite, 
Dritte oder Vierte DVO 


§ 15 Abs. 2 
§16 
§17 
§18 

§ 19 Abs. 1 
§ 19 Abs. 2 

§ 19 Abs. 3 

§20 


§21 

§22 

§23 


§24 


§25 

§26 

§27 

§28 

§29 

§30 

§31 

§32 

§ 33 
§34 
§35 
§36 
§37 
§38 


neu 

§ 9 des Gesetzes 

§ 10 des Gesetzes 
§ 11 des Gesetzes 

§ 4 Abs. 1 der Dritten DVO 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 der Dritten DVO 

§ 5 Abs. 2 der Dritten DVO 

§ 4 Abs. 2 der Dritten DVO 

§ 12 des Gesetzes 
§§ 9, 12 der Ersten DVO 
§ 1 der Zweiten DVO 

§§ 7, 8, 9 der Dritten DVO 

§ 1 der Ersten DVO 

§ 7 der Dritten DVO 

§ 13 des Gesetzes 

§§ 2, 9, 12 der Ersten DVO 

§ 1 der Zweiten DVO 

§ 7, § 8 Abs. 3, § 9 der Dritten DVO 

§ 14 des Gesetzes 

§§ 2, 9, 12 der Ersten DVO 

§ 1 der Zweiten DVO 

§ 7, § 8 Abs. 3 der Dritten DVO 

§ 4 der Zweiten DVO 

§ 8 Abs. 3, § 9 der Dritten DVO 

§ 5 der Zweiten DVO 

§ 6 der Zweiten DVO 

§ 7 der Zweiten DVO 

§ 8 der Zweiten DVO 

§ 10 der Dritten DVO 
§ 11 der Dritten DVO 

§ 12 Abs. 2 und 3 der Dritten DVO 
§ 5 der Vierten DVO 

§ 13 der Dritten DVO 
§ 14 der Dritten DVO 
§ 15 der Dritten DVO 
§ 16 der Dritten DVO 
§ 17 der Dritten DVO 
§ 19 der Dritten DVO 
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Entwurf 


Umwandlungsgesetz bzw. Erste, Zweite, 
Dritte oder Vierte DVO 


§39 

neu 

§40 

§ 18 der Dritten DVO 

§45 

§ 15 des Gesetzes 
§ 13 der Ersten DVO 


II. 

Gegenüberstellung der Vorschriften des Um- 
wandlungsgesetzes vom 5. Juli 1934 ein- 
schließlich seiner vier Durchführungsverord- 
nungen und der Vorschriften des Entwurfs 


Gesetz vom 5. Juli 1934 

Präambel 

§ 1 Abs. 1 
§ 1 Abs. 2 

§ 2 
§ 3 
§ 4 
§ 5 
§ 6 
§ 7 
§ 8 

§ 9 
§10 
§11 
§12 
§13 
§14 
§15 
§16 


Entwurf 

entfällt 
§ 1 
entfällt 
§ 3 Abs. 1 
§ 4 Abs. 1 
§ 5 
§ 6 

§ 7 Abs. 1 

§ 8 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 Satz 1 und 

§15 Abs. 1 erster Halbsatz i. V. 
Abs. 4 Satz 2 

§16 
§17 
§ 18 
§20 
§23 
§24 

§ 45 Abs. 1 
entfällt 


m. § 8 
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Durchführungsverordnung vom 
14. Dezember 1934 ( Erste DVO) 

§ 1 Abs. 1 

§ 1 Abs. 2 

§ 2 

§§ 3 bis 6 

§ 7 

§ 8 

§ 9 


§ 10 

§ 11 

§ 12 Abs. 1 


§ 12 Abs. 2 

§ 13 
§ 14 

Zweite Durchführungsverordnung 
vom 17. Mai 1935 

§1 

§2 

§3 

§ 4 Abs. 1 


Entwurf 

§ 21 Abs. 1 i. V. m. §§ 1, 2 
§ 21 Abs. 2 

§ 23 Satz 1 für KGaA 
§ 24 Satz 1 für GmbH 

aufgehoben durch § 20 Abs. 2 Dritte DVO 
§ 2 i. V. m. § 1 
§ 2 i. V. m. § 1 

a) § 10 für Umwandlung AG in OHG 

b) § 19 Abs. 3 für Umwandlung AG in zu 
errichtende OHG 

c) § 15 Abs. 1 für Übertragung einer AG auf 
einen Gesellschafter 

d) § 20 Umwandlung AG in KG 

e) § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2 Umwandlung AG 
in bürgerlich-rechtliche Gesellschaft 

f) § 23 Umwandlung einer KGaA 

g) § 24 Umwandlung einer GmbH 

h) § 25 Umwandlung einer bergrechtlichen 
Gewerkschaft 

entfällt 

entfällt 

§ 6 Abs. 3 Satz 1 ; 

§ 9 Abs. 2 für Umwandlung einer AG in eine 
OHG; 

weitere Verweisungen wie bei § 9 Buch- 
stabe b bis h 

§ 6 Abs. 3 Satz 2; 

Verweisungen wie bei § 12 Abs. 1 

§ 45 Abs. 2 

entfällt 


Entwurf 

§ 7 Abs. 2 

§ 9 Abs. 2 für AG in OHG 

weitere Verweisungen wie bei § 9 Erste DVO 

Buchstabe b bis h 

aufgehoben durch § 20 Abs. 2 Dritte DVO 
entfällt 

§§ 1, 2, § 25 Abs. 1 
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Zweite Durchführungsverordnung 
vom 17. Mai 1935 


Entwurf 


§ 4 Abs. 2 

§ 25 Abs. 2 

§5 

§ 26 

§6 

§ 27 

§7 

§ 28 

§8 

§ 29 

§9 

entfällt 


Dritte Durchführungsverordnung 
vom 2. Dezember 1936 

§§ 1 , 2 

§ 3 


§ 4 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 

§ 5 Abs. 2 

§ 6 Abs. 1 

§ 6 Abs. 2 

§ 7 


§ 8 Abs. 1 


§ 8 Abs. 2 


§ 8 Abs. 3 


Entwurf 

aufgehoben durch § 6 Abs. 2 Vierte DVO 
§ 4 Abs. 2 

§ 9 Abs. 2 für AG in OHG 

weitere Verweisungen wie bei § 9 Erste DVO 

Buchstabe b bis h 

§ 19 Abs. 1 und 3 

§ 19 Abs. 2 Satz 1 
§ 19 Abs. 3 
§ 11 Nr. 1 

§ 19 Abs. 2 Satz 2 

§ 19 Abs. 3 
§ 12 Abs. 1 

§ 19 Abs. 3 
§ 12 Abs. 2 

§ 20 Umwandlung in KG 
§ 22 Umwandlung in bürgerlich-rechtliche 
Gesellschaft 

§ 23 Umwandlung einer KGaA 
§ 24 Umwandlung einer GmbH 
§ 25 Abs. 1 Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft 

§ 9 Umwandlung in eine OHG 
§15 Abs. 1 zweiter Halbsatz: Übertragung 
auf den Hauptgesellschafter 
§ 20 Umwandlung in eine KG 

§ 9 Abs. 1 Umwandlung in eine OHG 

§ 15 Abs. 1 Übertragung auf den Haupt- 
gesellschafter 

§ 20 Umwandlung in eine KG 
§ 23 Umwandlung einer KGaA 
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Dritte Durchführungsverordnung 
vom 2. Dezember 1936 


Entwurf 


§ 9 

§ 24 Umwandlung einer GmbH 
§ 25 Abs. 1 Umwandlung einer bergredit- 
lichen Gewerkschaft 

§13 

§10 

§ 15 Abs. 1 Übertragung AG auf Haupt- 
gesellschafter 

§ 19 Abs. 3 Umwandlung AG in OHG 
§ 20 Umwandlung in eine KG 
§ 23 Umwandlung einer KGaA 
§ 25 Abs. 1 Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft 

§30 

§11 

§31 

§ 12 Abs. 1 

entfällt 

§ 12 Abs. 2 

§ 32 Abs. 1 

§12 Abs. 3 

§32 Abs. 2 

§13 

§33 

§14 

§34 

§15 

§35 

§16 

§36 

§17 

§37 

§ 18 

§40 

§19 

oc 

§ 20 Abs. 1 

entfällt 

§ 20 Abs. 2 

entfällt 


Vierte Durchführungsverordnung Entwurf 

vom 24. Juni 1937 


§i 

entfällt 

§2 

entfällt 

§3 

§ 8 Abs. 4 Satz 3 
§ 9 Abs. 2 
§ 15 Abs. 1 
§ 16 

§ 19 Abs. 3 
§20 

§21 Abs. 2 
§ 22 Abs. 2 
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Vierte Durchführungsverordnung 

Entwurf 

vom 24. Juni 1937 

§ 23 Umwandlung einer KGaA 
§ 24 Umwandlung einer GmbH 
§ 25 Abs. 1 Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft 

§ 4 Abs. 1 

§ 11 mit Ausnahme von § 11 Nr. 1 

§ 4 Abs. 2 

§ 23 Umwandlung einer KGaA 
§ 25 Abs. 1 Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft 

§5 

§ 32 Abs. 2 Satz 2 

§6 

entfällt 


f 
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